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Abstract 

Die Automotive-Industrie ist eine systemrelevante Branche für die deutsche Wirtschaft. Dies gilt 

auch für Ostdeutschland, wobei hier spezifische Herausforderungen aufgrund der Dominanz mit-

telständischer Zulieferbranchen auf der einen sowie konzerngebundener Produktionsstandorte 

auf der anderen Seite bestehen. Regionale Schwerpunkte der ostdeutschen Automotive-Indust-

rie liegen dabei in den südlichen Regionen Sachsens und Thüringens sowie im Westen Sach-

sen-Anhalts. Diese zählen gleichzeitig zu den bundesweit mit am stärksten vom Strukturwandel 

betroffenen Gebieten. 

Bereits vor Ausbruch der Corona-Krise stand die Branche aufgrund des politisch forcierten Struk-

turwandels hin zur Elektromobilität vor tiefgreifenden Umwälzungen. Da Investitionen und FuE 

zur Bewältigung des Transformationsprozesses vom laufenden geschäftlichen Erfolg der Unter-

nehmen finanziert werden müssen, droht ein zu schneller Strukturwandel die betrieblichen Mög-

lichkeiten zu überfordern und damit dem Transformationsprozess zu schaden. Die Corona-Krise 

hat einerseits die Trends noch einmal beschleunigt und andererseits aufgrund der Eigenkapital-

verluste in Folge des historischen Einbruchs die Herausforderungen weiter verstärkt, was die ost-

deutsche Automotive-Industrie aufgrund der strukturellen Voraussetzungen in verschärfter Form 

trifft.  

Die Wirtschaftspolitik muss dem durch ordnungspolitisches Handeln entgegensteuern. Hierzu ge-

hört insbesondere eine höhere Verlässlichkeit politischen Agierens mit einem technologieoffenen 

Ordnungsrahmen, eine Verbesserung der infrastrukturellen Ausgangsbedingungen sowie ein Ab-

bau bzw. eine Kompensation bürokratischer und kostenseitiger Belastungen, um faire Wettbe-

werbsbedingungen im globalen Strukturwandel zu erreichen. Eine abermalige Erhöhung des poli-

tischen Drucks, wie er sich infolge der nochmaligen Verschärfung der deutschen Klimaziele ab-

zeichnet, droht die Leistungsfähigkeit der Branche dagegen überzustrapazieren und würde ange-

sichts der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung größere makroökonomische Verwerfungen hervor-

rufen. 
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Corona-Krise traf auf geschwächte Automotive-Industrie 

Die Automotive-Industrie ist nicht nur für Deutschland insgesamt eine systemrelevante Branche. 

Auch in Ostdeutschland hängen rund 250.000 Industriearbeitsplätze an der Autoproduktion1. Mit sei-

ner kleinteiligen mittelständischen Zulieferstruktur sowie der strukturell ungünstigen Positionierung 

zwischen den forschungs- und wertschöpfungsintensiven Konzernzentralen einerseits und deutlich 

kostengünstigeren internationalen Produktionsstandorten2 andererseits stand die Branche in den 

ostdeutschen Bundesländern schon vor der Corona-Krise vor spezifischen Herausforderungen3.  

Entwicklung der industriellen Bruttowertschöpfung in Ostdeutschland 2017-2020 

 

Bereits 2019 lag infolge von Handelsstreitigkeiten, Konjunkturschwäche und politisch forciertem 

Technologiewandel im Antriebsstrang die Produktion in der deutschen Automobilindustrie um 13% 

unter dem Niveau von 20174. Eng damit verbunden war ein Rückgang von Neuaufträgen und Pro-

duktion im Werkzeugmaschinenbau, bei Gießereien sowie Metall- und Kunststoffteilelieferanten. In 

den ostdeutschen Bundesländern, deren Industrie- und Zulieferstruktur überdurchschnittlich von die-

sen Industriezweigen geprägt ist, lag die industrielle Bruttowertschöpfung 2019 – also vor Ausbruch 

der Corona-Pandemie – über 1 Mrd. EUR bzw. 1,5% unter dem Niveau von 2017. Preisbereinigt war 

der Rückgang mit 3,5% sogar noch stärker5. Mit dem Rückgang von über 9% im Krisenjahr 2020 

durchschritt die ostdeutsche Industrie damit drei Rezessionsjahre in Folge. 
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Branche ungeachtet der Stabilisierung weiterhin im strukturell be-
dingten Entwicklungstrend - Technologiewandel beschleunigt 

Nach der Eskalation der Corona-Pandemie im Frühjahr 2020 erlebte die Automobilindustrie weltweit 

einen historischen Einbruch. Neuaufträge und Produktionszahlen lagen in Deutschland im April 2020 

um 67% bzw. 97%% unter den bereits schwachen Vorjahreswerten6. Ausgehend von Asien und hier 

vor allem von China stabilisierte sich die globale Autonachfrage allerdings schneller als zunächst 

prognostiziert, so dass die Automobilproduktion zum Jahreswechsel 2020/2021 sogar 4% über dem 

Vorjahresniveau lag. Seitdem bremsen aber vor allem Materialengpässe sowie Preiserhöhungen bei 

Rohstoffen und Vorleistungen die weitere Erholung7. 

Ungeachtet dessen wird im Stimmungsbild der Branche eine Erleichterung nach dem Corona-

Schock und den damit einhergehenden Abwärtsprognosen über die die zügige Stabilisierung und 

schnelle Erholung wichtiger Märkte deutlich8. Allerdings summiert sich der Produktionsverlust der 

deutschen Automobilindustrie zwischen März 2020 und März 2021 gegenüber dem Vorkrisen-Ni-

veau noch immer auf geschätzt etwa 80 Mrd. EUR9. Zudem befindet sich die Automobilproduktion in 

Deutschland offensichtlich weiterhin in dem strukturell begründeten Abwärtstrend der Vor-Corona-

Zeit, wobei die Corona-Krise den politischen forcierten Antriebswandel hin zu elektrischen Fahrzeu-

gen (EV) deutlich beschleunigte. 

Entwicklung inländische Pkw-Produktion und gesamte Industrieproduktion in Deutschland  

 

Bei insgesamt noch rückläufigen Zulassungszahlen10 lag der Anteil von batterieelektrischen Fahr-

zeugen (BEV) an allen Neuzulassungen in Deutschland im 1. Quartal 2021 bundesweit bei 10%, 

was ein Plus von 6%-Punkten gegenüber dem Vorjahreszeitraum darstellte11. Hybride Fahrzeuge 

haben mit einem Anteil von inzwischen 27% die Neuzulassungen von Diesel-Fahrzeugen in 
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Deutschland seit November 2020 bereits überholt. Deutschen Herstellern ist es dabei offensichtlich 

gelungen, ihren Marktanteil bei BEV in Deutschland und Europa - ausgehend von einem bereits 

überdurchschnittlich hohen Niveau – auf 72 bzw. 51% zu steigern12. Der Anteil von BEV an den Pro-

duktionszahlen deutscher Hersteller stieg im 1. Quartal 2021 auf 18% (+12%-Punkte gegenüber 

dem Vorjahresquartal)13. 

Allerdings dürften die Zulassungszahlen von Eigenzulassungen verzerrt sein14. Zudem ist die inter-

nationale Situation differenzierter15, wobei der Rückgang des Marktanteils deutscher Hersteller bei 

BEV in China von 17% Anfang 2020 (bei einem schwachen Gesamtmarkt) auf nur noch 7% Anfang 

2021 (bei einem sehr starken, von Subventions- und Nachholeffekten geprägten Gesamtmarkt) her-

aussticht. Zum Vergleich: Der Anteil deutscher Hersteller an allen 2020 in China verkauften Pkw lag 

bei 27%, womit BMW, Daimler und der VW-Konzern 2020 mehr als ein Drittel ihrer Fahrzeuge in der 

Volksrepublik absetzten16. Bei EV (elektrifizierte Fahrzeuge inkl. Hybride) ist China mit Blick auf den 

Umfang der Fertigungskapazitäten für Batteriezellen skalierungsseitig Europa und den USA deutlich 

voraus17, nachdem dies bereits einer der 10 Schwerpunkte der 2015 gestarteten „Made in China 

2025“-Strategie war18. Im Rahmen des bis 2025 angesetzten 14. Fünfjahresplans strebt China wie-

derum eine deutliche Erhöhung seines Selbstversorgungsgrades in technologischen Schlüsselberei-

chen an, wobei EV-Technologien einschließlich Brennstoffzellen eine hohe Bedeutung einnehmen19.  

Umfang und -anteil des Auslandsumsatz OEM & 1-Tier inner- und außerhalb der Eurozone  

 

Neben China nimmt auch in der EU die Bereitschaft zu tarifären (bspw. die Diskussionen um den 

Klima-Zoll oder das drohende Scheitern des Mercusor-Abkommens) und nicht-tarifären Handelsbar-

rieren (insbesondere Sorgfaltspflichtenregelungen oder die Diskussionen zur notwendigen techni-

schen Souveränität) zu. In Verbindung mit den Spannungen zwischen den USA und China wird in 
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den kommenden Jahren ein wachsender Trend zu einer Deglobalisierung zusätzlich zur forcierten 

Dekarbonisierung prognostiziert20. Während ersteres angesichts des Exportanteils der Automobilin-

dustrie ein enormes Risiko ist, dürfte sich letzteres wiederum nach der Bundestagswahl für die deut-

sche Automobilindustrie weiter intensivieren.  

Wertschöpfungseffekte resultieren aus inländischer Produktion –  
Zulieferbranchen unter wachsendem Druck 

Mit Blick auf die wirtschaftliche Abhängigkeit von China und die Klimamaßnahmen vor allem Euro-

pas bleibt die deutsche Automobilindustrie damit trotz der schneller als erwartet eingetretenen 

Markterholung weiter unter Druck. Auch die positiven Trends bei den Absatz- und Produktionszahlen 

von EVs sowie einzelne Standortentscheidungen sollten nicht überdecken, dass sich die deutschen 

Hersteller in einer Follower-Position mit einer ungünstigeren Preis- und Kostensituation befinden, 

was sich in den unterdurchschnittlichen Gewinnmargen von BEV im Vergleich zu Verbrennern deut-

lich widerspiegelt21. Dies schränkt wiederum die Möglichkeiten für Investitionen in andere, parallele 

Technologietrends ein und erhöht den Preisdruck entlang der Zulieferkette zusätzlich.  

In Verbindung mit den hohen Produktionskosten lagen die Margen deutscher Zulieferunternehmen 

daher – im Gegensatz zu den OEMs – zuletzt mehrheitlich unter denen ihrer internationalen Wettbe-

werber22, was wiederum den Verlagerungsdruck zu kostengünstigeren Standorten in den nächsten 

Jahren intensivieren wird. 2020 lag der Anteil der von deutschen Herstellern in Deutschland produ-

zierten Pkw bei 26%. Damit wird zwar noch immer sowohl ein höherer Anteil als auch ein höheres 

Volumen in Deutschland produziert als abgesetzt, allerdings sank der inländische Produktionsanteil 

gegenüber dem Jahr 2019 um 3%-Punkte auf ein neues Allzeittief23. Daher muss in der deutschen 

Wirtschaftspolitik auch dringend zwischen der Entwicklung der deutschen Automobilhersteller einer-

seits, die angesichts guter Jahreszahlen die Corona-Krise wirtschaftlich offensichtlich gut kompen-

sieren konnten24, und der inländischen Automobilproduktion anderseits unterscheiden, da von letzte-

rem hauptsächlich die Wertschöpfungs- und Arbeitsplatzeffekte über die Zulieferstrukturen ausge-

hen25. Dies gilt im Besonderen für die ostdeutschen Bundesländer, bei denen 70% der Arbeitsplätze 

in den u. g. Zulieferbranchen angesiedelt sind, während es bundesweit nur 59% sind. 

Klammert man die Lieferverflechtungen aus, die innerhalb der Autoindustrie stattfinden, stehen die 

für die nachfolgende Analyse als typische Zulieferbranchen definierten Wirtschaftszweige26 laut der 

Input-Output-Tabelle27 des Statistischen Bundesamtes für 69% aller industriellen Warenlieferungen, 

die in die Autoindustrie fließen. Aus Sicht dieser Zulieferbranchen machen die Warenlieferungen an 

die Autoindustrie im Durchschnitt etwa ein Fünftel ihrer inländischen Produktion aus. Besonders 

stark ist dabei die Abhängigkeit der Gießereien sowie der Gummi- und Kunststoffindustrie, von de-

ren Produktion 48% bzw. 23% an die Autoindustrie gehen. Der Einfluss des Strukturwandels spie-
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gelt sich bereits deutlich in der Entwicklung des Auftragseingangs wider. Vor allem die auf die Her-

stellung von Bauteilen für den Verbrennungsmotor spezialisierten Wirtschaftszweige (Metallherstel-

lung, Gießereien, Werkzeugmaschinenbau) sind negativ betroffen, wohingegen Elektronik und Bat-

terien sehr deutliche Zuwächse verzeichnen können. 

Branchenportfolio Betroffenheit von und Resilienz gegenüber Strukturwandelprozessen 

 

Entwicklung der Neuaufträge in der Automotive-Industrie (WZ 29 + Zulieferbranchen) 
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Die Situation der einzelnen Industriezweige stellt sich auch bei einer tieferen Analyse von Betroffen-

heit und Resilienz recht heterogen dar. Zur Verdeutlichung der unterschiedlichen Ausgangsbedin-

gungen wurde anhand des Anteils Automotive28, der Produktivität, des Energiekostenanteils sowie 

der Entwicklung von Neuaufträgen und Produktion in den vergangenen Jahren die direkte Betroffen-

heit vom Strukturwandel sowie die Resilienz anhand von Kosten- und Finanzstrukturkennzahlen be-

wertet.  

Während sich die Lage in den Zulieferbereichen der Elektroindustrie insgesamt positiv darstellt, ist 

die Situation bei den Metall- und Kunststoffzulieferern sowie dem Werkzeugmaschinenbau ange-

spannt bis kritisch. Vor allem im Gießereibereich überlagern sich eine hohe Abhängigkeit von Auto-

motive, die überdurchschnittliche Energieintensität sowie unterdurchschnittliche Finanzkennziffern. 

Bei den OEMs und 1-Tier stellt sich die Lage differenziert dar: Auf der einen Seite stehen sie im di-

rekten Fokus des Strukturwandels, wobei hohe Verluste bei Wertschöpfung und Marktstellung durch 

den Wegfall des Verbrenners drohen. Andererseits weisen sie infolge hoher FuE-Kapazitäten, einer 

überdurchschnittlichen wirtschaftlichen Leistungskraft sowie ihrer Marktstellung gegenüber Kunden 

und Zulieferern eine überdurchschnittliche Resilienz für die Strukturwandelprozesse auf.29  

Süd-Nord-Gefälle bei regionaler Betroffenheit vom Strukturwandel  

Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung sowie der bestehenden Herausforderungen und 

Trends in der Branche besteht die berechtigte Sorge, dass sich der Strukturwandel in einzelnen Re-

gionen zu einem regelrechten Kahlschlag für die dortige Industrie entwickeln kann30. Tatsächlich ist 

die Automobil- und Automobilzulieferindustrie in Deutschland höchst unterschiedlich stark aufge-

stellt. Im bundesweiten Durchschnitt waren zum 30.06.2020 rund 33% der SV-Beschäftigten im Ver-

arbeitenden Gewerbe in Automotive-Industriezweigen tätig. Dabei zeigt sich nach NUTS2-Regio-

nen31 tendenziell ein Nord-Süd-Gefälle mit starken Zentren um Wolfsburg/Braunschweig und Stutt-

gart. Die höchsten Anteile verzeichnet die NUTS2-Region Braunschweig mit 68%, die geringsten 

Hamburg mit 11%32. 

Dabei folgt die regionale Betroffenheit von den Strukturwandelprozessen in erster Linie dem Bran-

chenumfang und der divergierenden Struktur der Zulieferzweige vor Ort. Um dies zu quantifizieren, 

wurden die Beschäftigtenanteile in der Automobilindustrie und den typischen Zulieferbranchen nach 

NUTS2-Regionen gewichtet mit den jeweiligen Werten der Betroffenheit und Resilienz, die sich aus 

dem oben gezeigten Branchenportfolio ergeben und anschließend normiert (bundesweiter Durch-

schnittswert = 100)33.  
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Anteil der Beschäftigten in der Automotive-Industrie an allen Industriebeschäftigten 

a) Automotive-Industrie insgesamt 
(WZ 29 & Zulieferbranchen) 

b) darin nur  
Zulieferbranchen 

  
Anmerkungen: sozialversicherungspflichtige Beschäftige, typische Zulieferbranchen (WZ): 22, 24.5, 25.5-25.9, 26.1, 27.2, 28.4; Stand Jun 2020 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit; Ber. imreg (2021)  

Regionaler Strukturwandel-Index Automotive anhand von Betroffenheit und Resilienz  
der regionalen Industriebranchen 

 

 
 
 
TOP 10 NUTS2-Regionen: 
1. Braunschweig:  328 
2. Stuttgart:  214 
3. Niederbayern:  183 
4. Chemnitz:  180 
5. Kassel:   154 
6. Arnsberg:  154 
7. Saarland:  152 
8. Oberpfalz:  141 
9. Oberbayern:  135 
10. Oberfranken:  127 
 
 
 
Ostdeutsche NUTS2-Regionen: 
4. Chemnitz:  180 
11. Thüringen:  124 
17. Leipzig:     93 
23. Dresden:    71 
31. Sachsen-Anhalt:    43 
33. Brandenburg:      38 
35. Mecklenburg-Vorpommern:     24 
36. Berlin:       24 

 

Anmerkungen: 38 NUTS2-Regionen in Deutschland 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit; Ber. imreg (2021) auf Basis Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank 
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Eine besonders hohe Betroffenheit zeichnet sich demgemäß in vielen süddeutschen Regionen mit 

Schwerpunkt auf die württembergischen, niederbayerischen sowie teilweise hessischen und fränki-

schen Gebiete und das Saarland ab. In Ostdeutschland konzentrieren sich diese auf Thüringen und 

Sachsen, wobei sich bei Betrachtung der Arbeitsmarktregionen34 die höchste regionale Betroffenheit 

auf Südthüringen, Westsachsen und die Region Harz spezifiziert. Die südostdeutschen Regionen 

gehören damit auch im bundesweiten Vergleich zu den besonders im Fokus des Strukturwandels 

stehenden Gebieten. 

Regionale Firmenstruktur bedingt spezifischen Handlungsbedarf -  
Potenziale durch Standortentscheidungen 

Historisch bedingt unterscheidet sich die ostdeutsche Automotive-Industrie strukturell stark von der 

bundesweiten. Entspricht der Anteil an den Betrieben mit 18% noch in etwa dem Bevölkerungsanteil 

Ost- an Gesamtdeutschlands35, liegt der Beschäftigtenanteil bei lediglich 12%, was die unterdurch-

schnittliche Betriebsgröße (110 vs. 166 Beschäftigte je Betrieb) je Betrieb widerspiegelt. Infolge der 

geringeren Umsatzproduktivität (227 TEUR vs. 326 TEUR je Beschäftigten) ist der Anteil am bun-

desweiten Umsatz mit 8% nochmals geringer. Durch den überdurchschnittlichen Anteil von Zuliefe-

rern des zweiten und dritten Rangs liegt die Exportquote bei lediglich 37% (Bund: 57%), was einen 

niedrigeren Anteil am Auslandsumsatz von 6% zeitigt.36 

Anteil Ostdeutschlands an der deutschen Automotive-Industrie  
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Noch deutlicher ist die Diskrepanz bei der FuE-Intensität: Die ostdeutsche Automotive-Industrie ist 

fast ausschließlich produktionszentriert. Forschung und Entwicklung findet dagegen zum überwie-

genden Teil an den westdeutschen bzw. internationalen Standorten statt. Dies trifft insbesondere für 

die OEM- und 1-Tier zu, die lediglich jeweils 1% ihrer deutschen FuE-Beschäftigten bzw. -Aufwen-

dungen in Ostdeutschland haben bzw. erbringen. Wenn, dann werden regionale Entwicklungsleis-

tungen von den Zulieferbranchen erbracht, wobei auch hier der Anteil unterdurchschnittlich bleibt.37 

Der verschärfte politische Druck erzwingt in der Branche einen disruptiven anstelle eines evolutionä-

ren Entwicklungstrends. Zum einen ist dies ein Risiko für etablierte Firmen und gewachsene Zulie-

ferverflechtungen. Für strukturell benachteiligte Regionen wie Ostdeutschland können sich daraus 

jedoch auch prinzipiell Chancen ergeben, gegenüber wirtschaftlich stärkeren aufzuholen, insbeson-

dere wenn sich unterschiedliche Startvoraussetzungen (bspw. aufgrund niedrigerer FuE-Kapazitä-

ten) weniger stark auswirken als bei bereits etablierten Technologien38.  

Investitionsentscheidungen der Automotive-Industrie in Ostdeutschland 

 

Gerade im Hinblick auf die Elektromobilität konnte Ostdeutschland in den vergangenen Jahren eine 

Reihe positiver Investitionsentscheidungen verzeichnen. Als einer der ersten Akteure baut BMW be-

reits seit 2013 in seinem Leipziger Werk elektrische Fahrzeuge der i-Serie. Volkswagen stellte sein 

Zwickauer Werk konzernweit als erstes vollständig auf die Produktion elektrischer Fahrzeuge (ID-

Modelle) um. Neben dem wohl prominentesten Beispiel, der Errichtung einer Fabrik des US-Herstel-

lers Tesla in Grünheide bei Berlin, haben sich auch eine Reihe von Batterieherstellern für Ost-

deutschland als Produktionsstandort entschieden. Allein die hier vorgestellten Projekte umfassen ein 

Investitionsvolumen von zusammen über 11 Mrd. EUR, womit etwa 13.000 neue Arbeitsplätze ent-

stehen sollen. Bei abgeschlossener Realisierung aller Projekte verfügte Ostdeutschland ab Mitte des 
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aktuellen Jahrzehnts über eine Produktionskapazität von jährlich bis zu 900.000 E-Autos und deut-

lich mehr als 200 GWh Batteriefertigungskapazität.39 In Summe könnten durch die sich in Umset-

zung findenden bzw. angekündigten Investitionen schätzungsweise 20.000 Arbeitsplätze in den 

nächsten Jahren neu entstehen und weitere etwa 10.000 Arbeitsplätze gesichert werden.  

Dem stehen allerdings 250.000 Beschäftigte – also fast zehnmal so viele - in der gegenwärtigen ost-

deutschen Automotive-Industrie gegenüber. Mit Blick auf Just-in-time und Just-in-sequence ist die 

räumliche Nähe zu den europäischen Finalisten dabei ein wesentlicher Standortvorteil für die mittel-

ständischen Zulieferer Ostdeutschlands, so dass die hiesige Entwicklung von den Abruf- und Ferti-

gungszahlen in Europa abhängen. Ein disruptiver Wandel, der in Summe die deutsche und europäi-

sche Automobilindustrie überfordert und in eine ungünstige Wettbewerbsposition bringt, würde mit 

anderen Worten deutlich größere wirtschaftliche Risiken als Chancen für Ostdeutschland nach sich 

ziehen, zumal die grundlegenden unternehmensstrukturellen Voraussetzungen als Ursache der ge-

samtwirtschaftlichen Unterschiede Bestand haben würden. 

Dies spiegelt sich auch in der Investitionstätigkeit40 in den ostdeutschen Bundesländern wider, die 

trotz der o. g. Positivbeispiele in den zurückliegenden Jahren in Summe überwiegend rückläufig war 

und sich erst ab 2018 wieder stabilisierte. Dies gilt einerseits für das Verarbeitende Gewerbe insge-

samt41 und andererseits für die Automobilindustrie im Speziellen, in der die Investitionsintensität zwi-

schen 2012 und 2017 stetig schrumpfte und mit rd. 13.900 EUR je Beschäftigten im Jahr 2018 (aktu-

ellere Zahlen liegen für die ostdeutschen Bundesländer bislang noch nicht vollständig vor) deutlich 

unter dem bundesweiten Vergleichswert von rd. 19.800 EUR lag.42 Insgesamt sollte man die ge-

samtwirtschaftlichen Chancen des Transformationsprozesses für Ostdeutschland daher nüchterner 

einschätzen. 

Finanzielle Folgen der Corona-Krise und des beschleunigten Struktur-
wandels belasten betrieblichen Handlungsspielraum 

Der erhöhte Druck über Klimaziele wird von Teilen der Politik dennoch oftmals als Begründung an-

geführt, den technologischen Wandel zu beschleunigen. Die o. g. Investitionsentscheidungen wer-

den dabei als Bestätigung der Strategie dargestellt, wobei die insgesamt stagnierende bis rückläu-

fige Investitionstätigkeit vernachlässigt wird. Gerade diese wäre aber für ein breites Gelingen der 

Strukturwandelprozesse entscheidend. Grundvoraussetzung, um an den bestehenden technologi-

schen Trends zu partizipieren, sind allerdings zum einen ein verlässlicher politischer Rahmen, der 

unternehmerische Planbarkeit und Investitionsentscheidungen erleichtert. Zweitens müssen die 

Standortvoraussetzungen vor Ort wettbewerbsfähig sein. Drittens werden ausreichend Ressourcen 

und finanzielle Mittel für Investitionen und Entwicklungstätigkeiten in neue Technologien und Pro-
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zesse benötigt. Durch den politisch beschleunigten Strukturwandel werden diese eher einge-

schränkt. Bereits 2018 war die Nettoumsatzrendite in fast allen Zulieferzweigen infolge nachlassen-

der Umsätzen und des steigenden Margendrucks rückläufig43. 

Übertragen auf ein für Ostdeutschland durchschnittliches mittelständisches Metallunternehmen44 

wird deutlich, dass ein nochmals verschärfter Druck den Technologiewandel der bestehenden Zulie-

ferer eher bremsen als befördern könnte. 2018 setzte ein deutsches Unternehmen des Wirtschafts-

zweiges Herstellung von Metallerzeugnissen (WZ 25) zwischen 100 bis unter 250 Mitarbeitern im 

Durchschnitt 26 Mio. EUR um. 13 Mio. EUR bzw. etwa 52% davon wurden für Material und 7 Mio. 

EUR bzw. etwa 27% davon für Personal aufgewendet. Nach Abzug der Steuern blieb im Saldo ein 

Nettoergebnis von 3,2% des Umsatzes bzw. 830 Tsd. EUR übrig. Der traditionelle Cashflow45 betrug 

6,6% des Umsatzes, was 1,7 Mio. EUR entsprach.  

Schematische Darstellung der Finanzkennzahlen von Zulieferern am Beispiel eines mittel-
ständischen Metallunternehmens 

 
Anmerkungen: WZ 25 / fiktives Beispiel anhand von reellen Werten von Stat. Bundesamt und Deutscher Bundesbank; Stand 2018 
Quelle: Ber. und Abb. imreg (2020) auf Basis KSE, Stat. Bundesamt (2020) und Jahresabschlussstatistik, Deutsche Bundesbank (2020) 

Auch der Investitionsbedarf für neue Produkte und Prozesse muss aus dem Return on Investment 

(ROI) vergangener Investitionen finanziert werden. Eine zusätzliche Fremdfinanzierung von Investiti-

onen in neue Anlagen und Maschinen ist nur möglich, wenn dies die Kapitaldienstfähigkeit (Auslas-

tungsgrad des Cashflows durch Tilgung, notwendige Reinvestitionen und Ausschüttungen) zulässt. 

Trotz des vergleichsweise positiven konjunkturellen Umfeldes, wie es 2018 noch der Fall war, blie-

ben in der Beispielrechnung nach Abzug von Reinvestitionen und Tilgungsleistungen46 nur rund 

460 Tsd. EUR als Freier Cashflow übrig, womit die Kapitaldienstgrenze bereits zu 73% ausgelastet 

war, was aus Bankensicht einem noch akzeptablen Niveau entsprach47. 

Ein zu schneller, politisch forcierter Strukturwandel, der bisherige Investitionen entwertet, verhindert 

unternehmerische Transformationsprozesse, wie das Beispiel zeigt: Schreibt man lediglich die seit 

2018 gesunkenen Produktionszahlen fort und geht mittel- bis langfristig von einem 10% niedrigeren 
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Umsatz sowie einer auf 1,6% halbierten Rendite aus (was nur bei synchronen Einsparungen von 

Material- und Personalkosten möglich ist), schrumpft der Spielraum für Investitionen deutlich. Um 

die Kapitaldienstgrenze von 75% zu halten, müssten einerseits die Reinvestitionen um 40% deutlich 

gesenkt werden. Selbst dann würde der für Neuinvestitionen und FuE verfügbare Freie Cashflow um 

40% auf nur noch 290.000 EUR sinken.  

Schematische Darstellung der Auswirkungen der Corona-Krise auf die Finanzkennzahlen am 
Beispiel eines mittelständischen Metallunternehmens 

 
Anmerkungen: WZ 25 / fiktives Beispiel anhand von reellen Werten von Stat. Bundesamt und Deutscher Bundesbank; Stand 2018 
Quelle: Ber. und Abb. imreg (2020) auf Basis KSE, Stat. Bundesamt (2020) und Jahresabschlussstatistik, Deutsche Bundesbank (2020) 

Notwenige FuE- und Anlageninvestitionen könnten infolge des sinkenden ROI und Cashflows im ge-

ringeren Umfang aus eigenen freien Mitteln finanziert werden. Gleichzeitig wäre trotz eines völligen 

Verzichts auf Ausschüttungen die Kapitaldienstgrenze im kritischen Maße ausgelastet, wodurch der 

Zugang zu zusätzlichen Krediten oder anderen Formen der Außenfinanzierung erschwert und nur 

bei klaren Wachstumsperspektiven- und Ergebnissteigerungen gewährleistet werden könnte, dem 

aber die hohen Unsicherheiten hinsichtlich des nachhaltigen Markterfolges der neuen Technologien 

entgegenstehen. 

Das Investitionspotential zur Bewältigung des Transformationsprozesses ist mit anderen Worten ab-

hängig vom laufenden geschäftlichen Erfolg des Unternehmens, der aber wiederum von einem zu 

schnellen Strukturwandel entwertet zu werden droht. Damit war bereits ohne den historischen Ein-

bruch der Corona-Krise die Ausgangslage für die überwiegend mittelständischen Zulieferer sehr her-

ausfordernd. Mit dem Eigenkapitalverlust, den viele Unternehmen infolge der Corona-Krise verzeich-

neten, sind die finanziellen Reserven zusätzlich angegriffen48, wobei der Strukturwandel gerade jetzt 

kapitalintensive Investitionen verlangt.  
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Fazit: Ordnungspolitisches Handeln muss Long-Covid für mittelstän-
dische Zulieferer verhindern 

Zusammenfassend steht die Branche ungeachtet einzelner positiver Standortentscheidungen und 

der momentanen Stabilisierung der Nachfrage durch die politisch forcierten Strukturwandelprozesse 

unter großem Druck. Dies gilt auch für die ostdeutschen Bundesländer, wobei die spezifischen Her-

ausforderungen in der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der mittelständisch strukturierten Zuliefer-

branchen und den im hochgradig kostengetriebenen internationalen Standortwettbewerb stehenden, 

konzerngebundenen Produktionsstandorten liegen. Eine abermalige Erhöhung des politischen 

Drucks, wie er sich infolge der nochmaligen Verschärfung der deutschen Klimaziele abzeichnet, 

droht die Leistungsfähigkeit der Branche überzustrapazieren und würde angesichts der gesamtwirt-

schaftlichen Bedeutung größere makroökonomische Verwerfungen hervorrufen. 

Als erstes sollte daher ein zentrales ordnungspolitisches Gebot, die Konstanz politischer Maßnah-

men, wieder dringend verfolgt werden. Kunden und Produzenten benötigen verlässliche Rahmenbe-

dingungen mit einer höheren Kontinuität und Planbarkeit regulatorischer Vorschriften. Anstelle des 

zur Feinsteuerung neigenden politischen Ansatzes müssten sich die EU und der Bund auf technolo-

gieoffene Regulierungen und Fördermaßnahmen beschränken. Dies ergäbe gleichzeitig auch die 

beste Gewähr für offene Märkte. Dirigismus mit einer schwankenden und selektiven Technologieför-

derung läuft dagegen Gefahr, Angebot und Nachfrage künstlich zu verknappen, das Eigentum von 

Produzenten und Kunden zu entwerten sowie Marktprinzipien zugunsten Weniger zu verletzen.  

Wirtschaftspolitik sollte stattdessen Rahmenbedingungen schaffen, welche einerseits technologi-

sche Entwicklungen befördern und andererseits das internationale Wettbewerbsumfeld im Blick ha-

ben. Vor einer weiteren Verschärfung von CO2-Vorgaben sollten daher zunächst die infrastrukturel-

len und regulatorischen Voraussetzungen für einen angemessenen Ausbau der Ladeinfrastruktur 

sowie der hierfür benötigten Stromerzeugung, Speichertechnologien und Übertragungsnetzen ge-

schaffen sein. Dabei ist offensichtlich, dass bei einer stärkeren Nutzung erneuerbarer Energien 

Stromerzeugung und Stromverbrauch sowohl zeitlich als auch räumlich künftig immer stärker ausei-

nanderfallen und deshalb Speichermöglichkeiten benötigt werden, auch wenn damit natürlich Über-

tragungsverluste gegenüber einer Direktladung einhergehen. Auch hier muss Technologieoffenheit 

herrschen und die kosten- und regulatorischen Rahmenbedingungen ein Level-Playing-Field für 

alle Speichertechnologien zulassen. Dies gilt insbesondere für Wasserstofftechnologien, die auf-

grund der Nutzung vorhandener Infrastrukturen unter Beachtung aller Kosten selbst bei einer ener-

gieintensiven Umwandlung in E-Fuels Vorteile haben können49. Ein ordnungspolitischer Ansatz 

würde es den Marktakteuren zugestehen, innerhalb des festgelegten Regulierungsrahmens mit Kos-

tenmechanismen für Externalitäten die passende Technologie auf Basis einer effektiven Preisbil-

dung zu finden.  
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Zudem muss klar sein, dass die technologischen Veränderungen des Strukturwandels mit einer 

Neuverteilung der globalen Wertschöpfung einhergehen. Im Gegensatz zu anderen Industriezwei-

gen nimmt die deutsche und europäische Industrie noch eine führende Rolle innerhalb der globalen 

Automobilproduktion ein50. Allerdings ist dies Ergebnis von Skaleneffekten und bisherigen Vorteilen 

in etablierten Technologien, welche zum einen höhere Arbeitskosten und zum anderen höhere Stan-

dards im internationalen Vergleich zuließen. Mit dem Wegfall vorhandener wettbewerbsseitiger Vor-

teile in den Antriebstechnologien gewinnen die Defizite im Bereich Batterien und Elektronik sowie 

Software und digitaler Vernetzung immer stärker an Bedeutung, wobei hier in den kommenden Jah-

ren erhebliche Investitionen in neue Standorte, Technologien und Produktionsprozesse anstehen. 

Aus Wettbewerbsgesichtspunkten muss daher im internationalen Vergleich bestehenden Rekordbe-

lastung von Unternehmen und Arbeitnehmern durch Steuern, Abgaben und Bürokratie dringend ab-

gebaut werden, um faire Wettbewerbsbedingungen für die Entwicklung von Unternehmen und im 

Standortwettbewerb gewährleisten zu können. Auch hier sind im Wesentlichen Bund und EU gefor-

dert. Konkrete Punkte wie die vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags und der kalten 

Progression, Entlastungen bei Stromkosten durch ein Ende der EEG-Umlage sowie die nachhaltige 

Deckelung SV-Beiträge unter 40% werden hier immer wieder zurecht angebracht und gewinnen mit 

dem Strukturwandel noch einmal an Bedeutung. Gleiches gilt für die Schaffung eines moderneren 

Arbeitsrechts mit flexibleren Arbeitszeitregelungen. Stattdessen gehen die politischen Maßnahmen – 

trotz vermeintlichem Belastungsmoratorium – in eine entgegengesetzte Richtung, wie neue bürokra-

tische Vorgaben bspw. zu Lieferkettensorgfaltspflichten, REACH-Regularien (SCIP-Datenbank) oder 

Homeoffice-Ansprüchen verdeutlichen. 

Auf Landesebene müssen die verbliebenen Möglichkeiten daher konsequent genutzt werden. 

Eine leistungsfähige Verkehrs- und digitale Infrastruktur mit attraktiven Gewerbeflächen, eine flä-

chendeckend gute Schul- und Hochschullandschaft sowie moderne und schnelle Verwaltungsstruk-

turen sind Basics für ein gutes Investitionsklima. Gleichzeitig müssen aber auch Weichenstellungen 

ergriffen werden, die zu einer Kostenentlastung des Standortes insbesondere durch Grund- und Ge-

werbesteuer führen. Vor allem in Sachsen sind die Belastungen aufgrund der FAG-Strukturen be-

reits überdurchschnittlich und dürften sich durch die Grundsteuerreform weiter zum Nachteil für künf-

tige Investitionen und FuE entwickeln51. Mit Blick auf die durch EU- und Bundesvorgaben verschärf-

ten Wettbewerbsbedingungen scheint es zudem geboten zu sein, die wachsenden Standortnachteile 

über eine aktive branchen- und technologieoffene Wirtschaftsförderung zu kompensieren. Hierfür 

müssen die Landeshaushalte entsprechende Prioritäten setzen, auch um den Spielraum zur Kofi-

nanzierung von Bundesprogrammen zu erhalten52. Ein Unterlassen dieser Weichenstellungen würde 

dem Industriestandort massiv schaden und damit langfristig die politischen Gestaltungsmöglichkei-

ten in der Bundesrepublik wie auch in ganz Europa erheblich einschränken. 

Dresden, Juni 2021   
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1  Vgl. Statistisches Bundesamt, Jahresbericht 2020 für Betriebe des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes 
mit 20 und mehr Beschäftigten. Neben dem Kernbereich der Automobilindustrie aus OEM- und 1-Tier-Herstellern 
(WZ 29) zählen hierzu die typischen Zulieferbranchen: 

 Gummi & Kunststoffe (WZ 22) 

 Gießereien (WZ 24.5) 

 Metallprodukte (WZ 25.5-25.9) 

 Elektronik (WZ 26.1) 

 Batterien & Akkumulatoren (WZ 27.2) 

 Werkzeugmaschinenbau (WZ 28.4). 

2  Dies sind besonders die mittel- und osteuropäischen Staaten, in denen das Arbeitskostenniveau nur bei etwa 
einem Drittel (z.B. Ungarn, Polen) bis der Hälfte (z.B. Tschechien) des sächsischen Niveaus liegen. Vgl. 
Schröder, C. (2020): Arbeitskosten international. Deutschland in der Spitzengruppe, IW-Kurzbericht Nr. 95. 

3  Vgl. Plaul, C. (2020): Politik erzwingt Disruption in einem systemrelevanten Industriezweig – Herausforderungen 
für Standort steigen, imreg Standpunkt, Branchenanalyse Februar 2020. 

4  Vgl. Statistisches Bundesamt. Wenn keine weitere Angabe erfolgt, wird damit im Folgenden stets auf die 
Datenbank GENESIS-Online verwiesen. 

5  Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder (Mrz 2021), R1B1, Tab. 4.3.1.2 und 7.3.1.2. 

6  Vgl. Statistisches Bundesamt (Auftragseingang); VDA (Produktion). 

7  Vgl. ifo, Konjunkturumfrage April 2021. 

8  Vgl. ebd. Das ifo-Geschäftsklima für die Automobilindustrie (WZ 29) stieg von -62 Punkten im April 2020, dem 
niedrigsten Wert seit der Finanzkrise, bis auf +23 Punkte im April 2021. 

9  Vgl. Ber. imreg auf Basis der Vierteljährlichen Produktionserhebung sowie des Produktionsindexes des 
Statistischen Bundesamts für die WZ 29 (Produktionsindex) bzw. GP 29 (Produktionserhebung). 

10  Insgesamt wurden im Q1/2021 656 Tsd. Fahrzeuge neu zugelassen. Dies waren 219 Tsd. bzw. 25% weniger als 
im Q4/2020, was u.a. auf das Auslaufen der Mehrwertsteuersenkung zurückgeführt wird. 
Vgl. Kraftfahrtbundesamt (Jan-Mrz 2021): Neuzulassungen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern – 
Monatsergebnisse (FZ 8). 

11  Vgl. ebd. 

12  Vgl. iwd – Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft: https://www.iwd.de/artikel/e-autos-starten-
durch-508120/, Zugriff 18.05.2021, 11:08 Uhr. 

13  Vgl. Monatsbericht Pkw-Produktion deutscher Hersteller VDA, Mai 2021. 

14  Vgl. Jeder vierte ID.3 als Eigenzulassung: VW weist Greenpeace-Vorwürfe zurück, Automobilwoche vom 
12.01.2021. 

15  Siehe: E läuft doch, in: iwd – Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft, 29.04.2021. 

16  Vgl. Abhängigkeit steigt: Vier von zehn deutschen Neuwagen gehen nach China, in: Automobilwoche vom 
25.01.2021 sowie eig. Ber. auf Basis von Zahlen und Daten des VDA 

17  Vgl. Bloomberg: The U.S. Has a Battery Problem in the Race for Electric Car Supremacy, zuletzt abgerufen unter: 
https://www.bloomberg.com/news/articles/2019-04-29/u-s-lags-china-expands-in-race-for-electric-vehicle-
dominance am 31.05.2021. 
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18  Vgl. Center for Strategic & International Affairs: Made in China 2025, zuletzt abgerufen unter: 
https://www.csis.org/analysis/made-china-2025 am 26.05.2021.  

19  Siehe: Key issues for China’s 14th Five Year Plan, The Oxford Institut for Energy Studies, März 2021. 

20  Vgl. Bardt, H.; Hüther, M.; Schmidt, C. M.; Schmidt, T. (2020): Mit neuem Wachstum aus der Krise, IW Policy 
Paper 11/20, S. 12 f. 

21  Vgl. E-Autos drücken Marge der Hersteller, in: Automobil Produktion vom 27.08.2020. 

22  Vgl. Haas, J.; Cueni, C.; Präger, B. (2021): Die deutsche Automobilbranche hat das Corona-Jahr 2020 erstaunlich 
gut überstanden; Studie AlixPartners, zuletzt abgerufen unter: https://fyi.alixpartners.com/15/706/landing-
pages/ger-auto-newsletter-may-2021.asp?_ga=2.221035416.1494170273.1622457998-1070232110.1622457998 
am 31.05.2021. 

23  Eig. Berechnungen auf Basis Zahlen und Daten des VDA. 

24  Vgl. Geschäftsberichte 2020 von Volkswagen, Daimler und BMW. So konnte Volkswagen 2020 noch immer ein 
Ergebnis nach Steuern von 8,8 Mrd. EUR verzeichnen. Das operative Ergebnis i.H.v. 9,7 Mrd. EUR war vor allem 
auf die positiven Beiträge der Marken Porsche (4,0 Mrd. EUR), Audi (2,7 Mrd. EUR) und Finanzdienstleistungen 
(2,8 Mrd. EUR) zurückzuführen. Daimler konnte sein Konzernergebnis sogar um 48% auf rd. 4,0 Mrd. EUR 
steigern. BMW erreichte einen konzernweiten Jahresüberschuss von rd. 3,9 Mrd. EUR. 

25  Würde sich der Produktionswert bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren in Deutschland um die der 
Regulierung entsprechenden Anteile reduzieren, wären davon im Jahr 2025 mindestens 178.000 Beschäftigte 
betroffen (davon 137.000 in der Automobilindustrie), 2030 mindestens 215.000 (davon 165.000 in der 
Automobilindustrie). Aus: Falck, O.; Czernich, N., Koenen, J. (2021): Auswirkungen der vermehrten Produktion 
elektrisch betriebener Pkw auf die Beschäftigung in Deutschland, Studie des ifo Instituts im Auftrag des Verbands 
der Automobilindustrie (VDA). 

26  Siehe Endnote 1. 

27  Die aktuelle Input-Output-Tabelle bezieht sich auf das Jahr 2017. Vgl. Statistisches Bundesamt. 

28  Hierfür wurde die Elastizität aus den direkten und indirekten Multiplikatoreffekten berechnet, die sich aus der 
Input-Output-Tabelle des Statististischen Bundesamtes ergiben. Zur Methodik vgl. Miller/Blaier (2009): Input-
Output Analysis. Foundations and Extensions, 2. Auflage, Cambridge University Press, Cambridge. 

 Dabei wird ermittelt, wie stark sich das Produktionsvolumen in einer Branche relativ erhöht, wenn sich die 
Produktion in der Automobilindustrie um 1% erhöht.  

29  Die zugrundeliegenden Kennzahlen stammen im Wesentlichen aus der Kostenstrukturerhebung des Statistischen 
Bundesamtes (aktuelle Ausgabe 2018), den Jahresabschlussstatistiken der Deutschen Bundesbank (aktuelle 
Ausgabe Hochrechnung 2019) sowie dem Zahlenwerk 2017 des Stiferverbandes (FuE-Kennzahlen). 

30  Exemplarisch hierfür steht das Beispiel Detroit: Im Zuge der Finanzkrise 2009 brach das bereits angeschlagene 
Geschäftsmodell der dortigen Autohersteller zwischenzeitlich völlig zusammen. Dies mündete zum einen in der 
Insolvenz namhafter Hersteller wie General Motors und schließlich in der Pleite der Stadt Detroit im Juli 2013. 
War diese mit 1,85 Mio. Einwohnern im Hahr 1950 noch die viertgrößte Stadt der USA, schrumpfte die 
Bevölkerung bis auf 714.000 (-1,14 Mio.) im Jahr 2013. Dieser Negativtrend setzte sich auch danach fort. Aktuell 
hat die Stadt nur noch 670.000 Einwohner (-1,18 Mio.). Vgl. Detroit: Decline and fall of the Motor City, in: 
Engineering & Technology vom 15.12.2014. 

31  NUTS (Nomenclature des unités territoriales statistiques) sind eine europaweit eineheitliche regionale 
Abgrenzung. NUTS2-Regionen sind Gebiete mit in der Regel 800.000 bis 3 Mio. Einwohnern. Sie entsprechend 
in Deutschland den Regierungsbezirken bzw. in Sachsen den ehem. Direktionsbezirken. Vgl. 
https://ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/background.  

32  Vgl. Bundesagentur für Arbeit. Die Daten lagen zudem auf Ebene von Arbeitsmarktregionen vor, die sich aus den 
Pendlerströmen ergeben und sich meist um größere Städte einer Region gruppieren. Sie sind i.d.R. kleiner als 
NUTS2-Regionen, aber größer als Kreise. 

https://www.csis.org/analysis/made-china-2025
https://fyi.alixpartners.com/15/706/landing-pages/ger-auto-newsletter-may-2021.asp?_ga=2.221035416.1494170273.1622457998-1070232110.1622457998
https://fyi.alixpartners.com/15/706/landing-pages/ger-auto-newsletter-may-2021.asp?_ga=2.221035416.1494170273.1622457998-1070232110.1622457998
https://ec.europa.eu/eurostat/web/nuts/background
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33  Folgende Gewichte wurden verwendet: 

Betroffenheit Gewicht  Resilienz Gewicht 

unterdurchschnittlich (< 40): 1,0  unterdurchschnittlich (> 60): 1,0 
durchschnittlich (40-60): 1,5  durchschnittlich (40-60): 1,5 
überdurchschnittlich (> 60): 2,0  überdurchschnittlich (< 40): 2,0 

 Die Werte nach Regionen werden anschließend normiert (Ø Deutschland = 100). Im Ergebnis steigt der 
Indexwert damit mit zunehmender Betroffenheit und/oder abnehmender Resilienz und vice versa. Regionen mit 
Werten >100 sind überdurchschnittlich stark betroffen und unterdurchschnittlich resilient. Regionen mit Werten 
<100 sind unterdurchschnittlich stark betroffen und überdurchschnittlich resilient. 

34  Arbeitsmarktregionen werden aus Pendlerverflechtungen abgeleitet. In Deutschland gibt es demnach 50 
Arbeitsmarktregionen. Sie bewegen sich größenmäßig i.d.R. zwischen Kreis- und Bundeslandgröße. Sie sind 
somit meist kleiner als NUTS2-Regionen, können aber auch darüber hinaus reichen (bspw. umfasst die 
Arbeitsmarktregion Leipzig auch Kreise in Sachsen-Anhalt und Thüringen). 

 Zur methodischen Fundierung vgl. Schwengler, B.; Kropp, P. (2014): A new approach for delineating and 
validating labour market regions. In: Regional Studies Association (Hrsg.), Diverse regions: Building resilient 
communities and territories, Seaford, S. 121-122. 

35  Zum 31.12.2019 betrug der Bevölkerungsanteil Ost- an Gesamtdeutschlands 19% (16,2 Mio. von 83,2 Mio.). Vgl. 
Statistisches Bundesamt. 

36  Die Kennzahlen ergeben sich aus den Verhältnissen der Kennzahlen des Statistischen Bundesamtes: 

 Ø Betriebsgsröße = Σ Beschäftigte / Σ Betriebe 

 Ø Umsatzproduktivität = Σ Umsatz / Σ Beschäftigte 

 Ø Exportquote= Σ Auslandsumsatz / Σ Umsatz 

37  Vgl. Stifterverband (2019): Zahlenwerk 2017. 

38  Die theoretische Fundierung liefert die Neue Ökonomische Geografie (vgl. Krugman, 1993, Geography and 
Trade, MIT Press, Cambridge/Massachussettes). Demnach findet unter evolutionären Bedingungen aufgrund von 
Skalen-, Netzwerkeffekten u.ä. eine Konzentration von ökonomischer Aktivität (Arbeitsplätze, FuE-Kapazitäten) 
statt. Werden die zugrunde liegenden Entwicklungspfade jedoch infolge von Disruption verlassen, können die 
bisherigen Vorteile verlorengehen, wodurch eine Neuverteilung der Kapazitäten möglich wird. 

39  Vgl. Pressemitteilungen der genannten Firmen. 

40  Bruttoanlageinvestitionen je Beschäftigten. 

41  Bis 2013 lag die Investitionsintensität der ostdeutschen Industrie noch über und im Anschluss nur etwa gleichauf 
mit dem bundesweiten Niveau. Erst 2019 lag sie wieder höher. Vgl. Statistisches Bundesamt, 
Regionaldatenbank.  

42  Vgl. Statistisches Bundesamt sowie Statistische Ämter BB, BE, MV, SN, ST und TH, Investitionserhebung der 
Betriebe des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes mit 20 und mehr Beschäftigten (2010-2018). 

43  Vgl. Statistik der Deutschen Bundesbank: Jahresabschlussstatistik (Hochgerechnete Angaben) 1997 bis 2019, 
Tabellen der Statistischen Fachreihe, I. Unternehmen nach Wirtschaftszweigen, 14.12.2020. 

44  Eig. Ber. auf Basis der Kostenstrukturerhebung 2018 des Statistischen Bundesamtes sowie der Deutschen 
Bundesbank, Jahresabschlussstatistik (ab Ausgabe 2020) bzw. Verhältniskennzahlen aus Jahresabschlüssen 
deutscher Unternehmen (bis Ausgabe 2019). 

45  Hierbei handelt es sich um das Nettoergebnis zzgl. der Abschreibungen. 

46  Hierbei wurde unterstellt, dass die langfristigen Verbindlichkeiten des Unternehmens innerhalb von fünf Jahren 
getilgt werden müssen (≈ 370 Tsd. EUR pro Jahr) und die Reinvestitionen der Höhe der Abschreibungen 
entsprechen (~880 Mio. EUR). 
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47  Eine Auslastung der Kapitaldienstgrenze von unter 60% gilt bei Banken in der Regel als gut, eine von unter 70-
80% noch als ausreichend. Vgl. bspw.: https://www.bdu.de/fachthemenportal/finanzmanagement-und-
finanzierung/kapitaldienstgrenze-ermittlung-und-einschaetzung/ 

48  Vgl. Gerstenbeger, J.: Corona-Krise setzt Eigenkapitalquoten der Mittelständler unter Druck, KfW Research, 
Volkswirtschaft kompakt, Nr. 199 vom 29.06.2020. 

49  Der Effizienzbegriff in der klimapolitischen Debatte zum Straßenverkehr - Ein gesamtheitlicher Ansatz für die 
Effizienzbewertung von Technologien, Studie von Frontier Economics im Auftrag von UNITI Bundesverband 
mittelständischer Mineralölunternehmen e. V., Mineralölwirtschaftsverband e.V., Oktober 2020. 

50  Vgl. Bähr, C.; Lichtblau, K.; Lang, T. (2020): Siebter Strukturbericht für die M+E-Industrie in Deutschland, 
Gutachten der IW Consult im Auftrag des Arbeitgeberverbandes GESAMTMETALL vom 30.11.2020. 

51  Vgl. Plaul, C. (2019): Gefangen im System der hohen Hebesätze, ifo Dresden berichtet 6/2019, S. 23-26. 

52  Vgl. Plaul, C. (2021): Analyse des Regierungsentwurfs zum neuen sächsischen Doppelhaushalt 2021/2022 im 
Spiegel der Bewertung durch den Rechnungshof, imreg Standpunkt, Regionalwirtschaftliche Analyse März 2021. 


